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I N h a bt: 


Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Begriffes Ehren⸗ 
5 kränkung nach $ 1339 a. b. G. B. Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung 
von Wenzel Trümmel, k. k. Polizeicommiſſär in Prag. (Fortſetzung.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

1. Von zwei an ein und dieſelbe Perſon zur Ausübung des Ausſchankes ge⸗ 
brannter geiſtiger Flüſſigkeiten in einem und demſelben Orte verliehenen 
Berechtigungen iſt behufs Durchführung des diesfalls im $ 19 der Gewerbe⸗ 
geſetznovelle vom 15. März 1883 ausgeſprochenen Verbotes nicht die erſt⸗, 
ſondern die letztverliehene Berechtigung für ungiltig zu erklären. 

2. Die Gewerbebehörde zweiter Inſtanz hat nicht der Unterbehörde die Annulli⸗ 
rung angefochtener Entſcheidungen unter gewiſſen Vorausſetzungen aufzutragen, 
ſondern hierüber nach vorher klargeſtelltem Sachverhalte ſelbſt abzuſprechen. 

Literatur. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Be- 
griffes Ehrenkränkung nach § 1339 a. b. G. B. 


Eine hiſtoriſch⸗kritiſche Unterſuchung von Wenzel Trümmel, k. k. Polizei⸗ 
commiſſär in Prag. 


(Fortſetzung.) 


Am 2. Juni 1806 wurden nun auf den hier geſchilderten geſetzlichen 
Grundlagen die Berathungen der Codificationscommiſſion eröffnet, aus 
welchen in der Folge die im XXX. Hauptſtücke des heutigen allg. 
bürg. Geſ.⸗B. enthaltenen 88 1330, 1338 1340 hervorgegangen 
find. Indem ich mich auf die Wiedergabe dieſer Berathungsprotokolle “) 
beſchränke, will ich nur noch bemerken, daß Zeiller's Entwurf über das 
XXX. Hauptſtück ſeine eigene, mit 1 anfangende Numerirung der 
Paragraphen hatte und daß er regelmäßig hervorhob, ob und mit 
welchem Paragraph des w. g. G. B. ſein Paragraph übereinſtimme. 
Schließlich füge ich noch bei, daß das, was im Texte mit Anführungs⸗ 
zeichen gegeben iſt, wort-, das Uebrige verkürzt ſinngetreu iſt. 

Nachdem die Commiſſion Zeiller's Entwurf § 31 (gebaut auf 
§ 449 w. g. G. B.) wörtlich übereinſtimmend mit $ 1330 a. b. G. B. 
(bis auf die Worte „Schadloshaltung oder“) angenommen hatte, ſchritt 
man zur Berathung des § 32 (gebaut auf den ſolgenden Paragraph 
des w. g. G. B.). 

Derſelbe lautete: „Die Unterſuchung und Beſtrafung der Ehren- 


) Dieſelben find mir nebſt dem vorerwähnten Actenſtücke der Geſetzgebungs⸗ 
Hofcommiſſion auf mein Anſuchen durch die beſondere Güte des Herrn Prof. 
Pfaff, welcher in feiner beiſpielloſen Liberalität deren Abſchrift im Auszuge ſelbſt 
beſorgte, zugeſendet worden. Ich kann nicht unterlaſſen, für dieſes äußerſt ſchätzbare 
Entgegenkommen eines Fachgelehrten, welches in der That mit Opfern verbunden 
war, auch noch an dieſer Stelle meinen Gefühlen des innigſten Dankes Ausdruck 
zu verleihen. 


beleidigungen überhaupt ſteht der politiſchen Obrigkeit, der Ver⸗ 
leumdung ins beſondere aber, inſoferne fie von dem Strafgeſetze als ein 
Verbrechen erklärt wird, dem Criminalgerichte zu. Wird der Verletzte 
durch das erfolgte Urtheil angewieſen, die Beſtimmung des von ihm 
verlangten Erſatzes im Wege Rechtens zu ſuchen, oder iſt er mit der 
im Urtheile geſchehenen Beſtimmung nicht zufrieden, ſo hat er die 
Klage bei dem Civilgerichte anzubringen.“ 

Zeiller: „Der Entwurf“ (des w. g. (. B.) „treffe im § 449 
die zur Verminderung der Rechtsſtreitigkeiten ſehr heilſame und zugleich 
zur Ehre der Nation gereichende Abänderung, daß künftig nicht ſo wie 
bisher für Ehrenverletzungen, obſchon Sie ohne Folgen geblieben ſind, 
ein Geldbetrag geſordert werden könne, nach welchem die Ehre des 
Bürgers taxirt und feilgeboten wird“, denn § 31 gebe eine Civilklage 
anf Erſatz nur bei wirklichem Schaden; ob die Klage auch auf ent— 
gangenen Gewinn gehe und ob auch Strafe verhängt werden könne, 
ſagt § 449 nicht, „indeſſen liege doch beides in der Natur der Sache 
und in dem Geiſte des Geſetzes.“ Sei kein wirklicher Schade erfolgt, 
dann trete (nach § 450, mit Ausnahme des Falles der Verleumdung) 
die Competeuz des Civilrichters ein, „nur fer hier kein Proceß zuzulaſſen, 
ſomit, wie es ſcheine, nach der, wie bei anderen Geſetzesübertretungen 
gepflogenen Unterſuchung durch Beſcheid zu erkennen“, und ſei wohl 
auch die Unterſuchung nur auf Verlangen des Verletzten einzuleiten. 
Aus dieſen Prämiſſen folge aber vielmehr, daß Injurieuſachen (mit 
Ausnahme der Verleumdungen) an die politiſche Obrigkeit gewieſen 
werden ſollen. Der Civilrichter habe über Privatrechte zu erkennen, ſie 
dem Bürger durch Urtheil zuzuerkennen und zu vollſtrecken, nicht aber 
ſtrafbare Handlungen der künftigen Sicherheit wegen zu ſtrafen. Auch 
fordere die Strafgeſetzgebung ein anderes Verfahren als die Civilgeſetz 
gebung und wolle ja auch § 450 des E keinen Proceß zulaſſen. 
Man müßte alſo, wollte man an der Competenz des Civilrichters feſt⸗ 
halten, ihm hier ein beſonderes Verfahren vorſchreiben. In Wahrheit 
aber liege das, was § 451 vorſchreibt, innerhalb des Geſichts⸗ und 
Wirkungskreiſes der politiſchen und nicht der Gerichtsbehörden. Im neuen 
Strafgeſetzbuche (von 1803) ſeien auch mehrere der häufigſten Injurienfälle 
ter die ſchweren Polizeiübertretungen aufgenommen; in anderen Fällen 
dürfte es oft zu Beginn der Unterſuchung ſchwer ſein, zu beurtheilen, 
ob die Injurie ſchwere Polizeiübertretung ſei oder nicht. Zeige ſich 
nun letzteres, ſo müſſe die Unterſuchung abgebrochen und dem Civil— 
richter zugewieſen werden, ein Ergebniß, das nach ſeinem (des Ref.) 
Antrag vermieden ſei. 

Ja, ſelbſt wenn Schaden aus der Injurie geſchehen ſei, würde er 
(Ref.) Zuweiſung an die politiſche Behörde vorziehen. Das verſtoße 
nicht gegen die Abſicht des §S 449, denn § 32 a. E. laſſe ja ein An⸗ 
gehen des Civilrichters zu. Nach ſeinem Antrage komme der Beſchädigte 
oft auf kürzerem Wege, mit Vermeidung der Proceßkoſten und der 
Rechts barkeit zum Ziele, woran ihm nach dem Sprichworte: vineor seu 
vineo. semper ego maculor viel gelegen fein müſſe. 

Mit dem Referenten einverſtanden: Sonnenfels, Ehrenberg, 


Lyrd und Pitreich; der Antrag harmonirt mit dem Strafgeſetze über 
ſchwere Polizeiübertretungen II., § 398 und man ſolle doch an einem 
fo kurze Zeit in Geltung ſtehenden Geſetze nichts andern. 

Auch ichen und Scheppl ſind für die Competenz der politiſchen 
Behörden, wollen aber dieſe ohne weiteren Rechtszug an die Eivilgerichte 
erkennen laſſen, ſonſt hatte nur dieſe einzige Art von Streitigkeiten ein 
eigenes Verfahren und vermehrte Inſtanzen. Auch erreiche des Reſerenten 
Antrag keine Vereinfachung, da es darnach ſtatt einer Verhandlung 
zwei geben wird. 

Scheppl bemerkt insbeſondere, „es geht jeder Realinjurie gewöhnlich 
eine Ehrenbeleidigung voraus“, dennoch weile § 26 des Strafgeſetz⸗ 
entwurfes die erſteren dem Civilrichter, § 32 die letzteren dem politi⸗ 
ſchen Richter zu. Es wäre vorzuziehen, auch die in den $$ 26— 29 
(parallel 88 1325 — 1328 a. b. G. B.) vorkommenden Gegenſtände 
dem politiſchen Richter zuzuweiſen, als eine Art Erläuterung der 
§§ 234 — 244 St. G. über ſchwere Polizeiübertretungen. 

Orlandini: $ 32 ließe ſich beim Militär abſolut nicht auwen⸗ 
den, indem dort ſchwere Injurien ſelbſt kriegsräthlich abgethan würden; 
forderten aber Civiliſten wegen Injurien einen Gelderſatz von einem 
Officier oder wolle ein Officier gegen den anderen in urea civili 
klagen, ſo gehöre dieſe Klage vor das ordentliche Regimentsgericht oder 
jud. del. wil. unit., worüber die Vorſchrift beſtehe, daß ſolche 
Proceſſe niemals in das mündliche Verfahren einzuleiten ſei. Was aber 
Civilperſonen anbelangt, ſo ſei Votant für jeden Antrag, durch welchen 
Einheit der Gerichtbarkeit, Schnelligkeit, Einfachheit und Erleichterung 
für die Gerichtsbehörden erreicht würde. 

Vicepräſident (Oberſtlandrichter von Haan): iſt für die aus— 
ſchließliche Competenz des Civilrichters. „Der Klagende ſuche 
Entſchädigung, Vergütung, d. i. Erſatz; er ſuche die Aufrechthaltung, 
die Handhabung ſeiner Rechte, und kümmere ſich wenig um die Beſſerung 
ſeines Beleidigers, um die Mittel, denſelben künftig unſchädlich zu machen, 
d. i. um deſſen Strafe. Dieſe überläßt er dem Staate, und erwartet 
von deſſen Einrichtung, daß es nun zur Pflicht der Behörden gehöre, 
die ihrem Wirkungskreiſe angemeſſenen Gegenſtände aneinander zuzu— 
weiſen.“ Privatrechte gehören unbeſtreitbar vor den Civilrichter; daneben 
könne der Beleidigte der allgemeinen Sicherheit wegen den Beleidiger 
auch der politiſchen Behörde anzeigen, und bezw. müſſe die letztere 
auch von Amtswegen vorgehen. Es liege hiernach kein Grund vor, 
von den erprobten Einrichtungen abzuweichen. 

Präſident (Graf Rottenhan) betont die Auſrechthaltung der 
Einheit des Richters. Da dies nach der Stimmenmehrheit der politiſchen 
Richter ſein ſolle, ſo müſſe man dieſem auch das Erkenntniß über den 
Erſatz einräumen. 

Beſchluß: Ref. habe den Text neu zu redigiren. 

Inzwiſchen wurde in der Sitzung vom 9. Juni 1806 der auf 8418 
weſtg. G. B. gebaute § 40 des Ref.⸗Entw. ohne Debatte angenommen. 


Er lautet (— $ 1338 a. b. G. B. vom zweiten Satze an): „Hat 
der . Hauch in dem Falle ... Strafgerichte aufgetragen .. . Civil⸗ 


gerichte.“ 

In der Sitzung vom 16. Juni 1806 legte Zeiller nachſtehende 
neue Textirung vor: 

$ (bezeichnet als $ 41) = 8 1339 a, b. G. B.: 
die Ehren verletzungen. .. 
beſtraft.“ 

Ss 42) = 8 1340 a. b. G. B.: „Dieſe ... Entſchädigung 
oder Genugthuung unmittelbar . .. darüber zu erkennen. Wo aber... 
Schadens oder die Genugthuung nicht . . . Entſchädigung gebühre, und 
ihm deſſen (sic) Beſtimmung im Wege .. auch jedem Theile vorbe— 
halten, der mit der unmittelbar erfolgten Beſtimmung des Erſatzes 
oder der Genugthuung ſich nicht befriedigen wollte.“ 

§ (43): „Alle übrigen Arten der Beſchädigungen, infofern fie 
nicht ausdrücklich durch das Strafgeſetz als Verbrechen dem Criminal⸗ 
gerichte oder als ſchwere Polizeiübertretungen der politiſchen Behörde 
zugewieſen werden, gehören zum Civilgerichte.“ 

Mit dieſer Textirung iſt die Majorität einverſtanden. | 

Aichen iſt jedoch geneigt, den ganzen Gegenſtand dem Civilrichter, 
Scheppl ganz den politiſchen Behörden zu überlaſſen. 

Haan bleibt bei feiner früheren Meinung und fügt ber, „daß 
es ſich bei Privatbeſchädigungen auch nur um eine Privatentſchädigung 
handle, welche einzig bei dem ordentlichen Richter geſucht wird. Wenn 
nun der Beſchädigte nichts als feine Entſchädigung verlangt, wie foll | 
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er wohl gezwungen werden, auch noch auf Strafe zu klagen oder eine 
Denuntiation zu machen?“ Auch ſei die Art der Geltendmachung der 
Strafen ein Theil der Gerichtsordnung. 

In einer Reinſchrift der Beſchlüſſe erſter Leſung lautet der (neue) 


§ 464 (bezifferte) § = § 1338 a. b. G. B.: „Das . . .. Straf⸗ 
gerichte aufgetragen .. .. Civilgerichte“; der (nun) § 465 (bezifferte) 
§ = F 1339 a. b. G. B.: „Die .. .. gehören, als Privat⸗ 
vergehungen .. .. beſtraft.“ 


§ 466 — dem obigen $ 42, nur heißt es: „. . .. Schadens 
oder der Genugthuung .. .“ und: „Beſchädigten Entſchädigung gebühre.“ 

§ 43 kommt darin nicht mehr vor. Es haben alſo noch vor der 
zweiten Leſung Correcturen ſtattgefunden. 

Bei der zweiten Leſung (Sitzung vom 3. December 1807) 
rügte Pratobevera bei Berathung des § 456 (der noch ganz fo 
lautete, wie Ref.⸗E. § 31), daß keine Strafe auf Ehrenbeleidigungen 
geſetzt ſei. Weder § 465, noch § 466 ſeien ausreichend, da man mit 


der Zuweiſung ſolcher Streitigkeiten an die politiſchen Obrigkeiten nicht 


einverſtanden ſein könne. Schneller werde auch bei dieſen nicht entſchieden, 
wenn man für dieſe Proceſſe nicht ein kürzeres Verfahren vorſchreibe, 
vielmehr würde § 466 jedesmal zu doppelter Proceßführung drängen. 
Ein Beſchluß ift nicht verzeichnet. In einer Reinſchrift der Beſchlüſſe 
zweiter Leſung hat aber § 1307 ſchon wörtlich die Faſſung des 
§ 1330. Die kleinen Veränderungen an den übrigen Paragraphen ſind 
rein ſtyliſtiſch, ohne jede Erheblichkeit. 

Dritte Leſung. (Sitzung vom 21. December 1809.) Die 
88 1338 — 1340 führen bereits die Zahlen 1316-1318 (doch waren 
die Ziffern nicht in allen Abſchriften gleich, woraus ſich erklärt, daß 
Pratobevera von $ 1302, 1303 ſpricht, während gemeint find 
1317, 1318.) Pratobevera zu § 1318: „Die Criminalbehörden 
haben bisher über die Privatgenugthuung nicht erkennen dürfen (8 525 
St. G.); allein die hier vorgeſchlagene Abänderung verdiene allen 
Beifall, obgleich ſie in Rückſicht der Criminalbehörde mit 8 1316 im 
Widerſpruche ſteht; wenigſtens verſtehe er unter den Anfangsworten 
des $ 1303 „die Behörden“ alle, von denen im vorhergehenden $ 1302 
geſprochen wird. Er ſehe auch nicht, warum zur großen Vervielfältigung 
der Proceſſe und Inſtanzen die Ausſprüche der Polizei-, Criminals, 
politischen Behörden, wenn fie einmal das punctum satisfactionis oder 
indem itatis feſtgeſetzt haben, wieder bei dem Civilrichter von beiden 
Theilen, hiemit auch von dem Verbrecher und Beſchädiger angefochten 
werden ſollen. Auf dieſe Art werde der Beſchädigte nie zum Erſatze, 
oder mit ſolchen Umtrieben, die in geringeren Fällen die Entſchädigungs⸗ 
ſumme aufwiegen würden, gelangen. Nach 8 523 St. G. könne nur 
der Beſchädigte eine größere Entſchädigung vor dem Civilrichter fordern. 
Der Beſchädiger, Inquiſit müſſe es dabei bewenden laſſen. Es ſei 
auch ſonderbar, daß die unterſuchende Behörde die wichtigere Frage, 
nämlich an competat satisfactio, nicht aber auch die zweite, das 
quantum entſcheiden ſolle. Der $ 1303 druͤcke auch nicht aus, in 
welcher Zeit dieſe neue Art von Motiven angefochten werden könne. 
Antrag 8 (= $ 1340): „Dieſe . . . Entſchädigung oder Genugthuung 
unmittelbar aus der gepflogenen Verhandlung und verläßlich beſtimmen 
.. darüber auf ausdrückliches Begehren des Beleidigten nebſt der 
Strafe zu erkennen, und dem Beſchädiger, ſowohl als dem Beſchädigten 
ſteht diesfalls binnen 14 Tagen die Berufung an die höhere Behörde 
zu. Würde aber der Gegenſtand der Genugthuung für die Verletzungen 
des § 1302 weitläufig, unerörtert oder zweifelhaft ſein, oder der 
Beſchädigte ſelbſt erklären, daß er ſeine Genugthuung bei dem Civil⸗ 
richter ſuchen wolle, ſo haben in allen dieſen Fällen die unterſuchenden 
Behörden den Beſchädigten in dem Straferkenntniſſe wegen ſeiner Be⸗ 
ſchädigung und Genugthuung an die Civilgerichte zu verweiſen.“ 

Zeiller: „Von den höchſt ſanctionirten Vorſchriften der Straf⸗ 
geſetze könne man nicht abgehen, man möge daher beim Text bleiben.“ 
„Indeſſen, da ... der §S 398 II St. G. mit dem $ 523 ll nicht 
zuſammenſtimmt, würde er im § 1318 i. f. ſagen“ (— $ 1340 i. f.): 
„Dieſer Weg .. Beſchädigten, in den übrigen Fällen aber jedem 
Theile, der mit der unmittelbar erfolgten Beſtimmung .. befriedigen 
wollte, vorbehalten.“ Einverſtanden. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


1. Von zwei an ein und dieſelbe Perſon zur Ausübung des 
Ausſchaukes gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten in einem und dem⸗ 
selben Orte verliehenen Berechtigungen iſt behufs Durchführung 
des diesfalls im $ 19 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 
1883 ausgeſprochenen Verbotes nicht die erſt⸗, ſondern die letzt: 
verliehene Berechtigung für ungiltig zu erklären. 5 
2. Die Gewerbebehörde zweiter Inſtanz hat nicht der Unterbehörde 
die Annullirung angefochtener Entſcheidungen unter gewiſſen 
Vorausſetzungen aufzutragen, ſondern hierüber nach vorher klar⸗ 
geſtelltem Sachverhalte ſelbſt abzuſprechen. 

Philipp H., Pächter des Wirthsgewerbes des Michael P. in der 
Waldeggaſſe Nr 12 zu L., der während der Dauer dieſes Pacht: 
verhältniffes in feinem eigenen, in der Blumauerſtraße Nr. 59 zu L. 
gelegenen Hauſe ein anderes Gaſthaus eröffnete und das gepachtete 
P.ſche Gaſthaus durch einen Stellvertreter betreiben wollte, wurde mit 
seinen Geſuche um die diesfällige Genehmigung in allen Inſtanzen 
abgewieſen. 8 * 

Noch ehe über dieſes Geſuch eudgiltig entſchieden war, brachte 
Philipp H. bei der Stadlgemeindevorſtehung zur Anzeige, daß er den 
für das P.'ſche Gaſthaus in Ausſicht genommenen Stellvertreter Ludwig A. 
zum verrechnenden Kellner beſtellt habe und dieſe Anzeige wurde mit 
Beſcheid der Stadtgemeindevorſtehung vom 7. September 1884, 

24.614, mit dem Bemerken zur Keuntuiß genommen, daß dem H. 
trotzdem die Aufſicht und Leitung des Betriebes obliegt und nur ein 
ausnahmsweiſes Wegbleiben vom Geſchäfte entſchuldigt werden könnte. 
Es wurde jedoch vom Michael P., der gerichtlich die Aufhebung des 
mit Philipp H. beſtehenden Pachtvertrages vom 17. September 1883 
und die Verfallenerklärung der im Art. IV dieſes Vertrages vorgeſehenen 
Caution per 200 fl. begehrt hatte, in erſter Inſtanz jedoch ſachfällig 
geworden war, zur Anzeige gebracht, daß die Beſtellung des Ludwig A. 
als Kellner des Philipp H. nur Vorwand ſei, während thatſächlich 
zwiſchen dieſen Beiden ein Pachtverhältniß beſtehe. Die hierüber ge— 
pflogenen Erhebungen ergaben, daß die Anzeige nicht unbegründet war. 

Hiernach verurtheilte die Stadtgemeindevorſtehung Philipp H. 
mit Erkeuntniß vom 11. October 1884, 3. 24.614, wegen Ueber⸗ 
tretung des § 55 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 zu 
einer Geldſtrafe von 10 fl., eröffnete demſelben aber auch gleichzeitig, 
daß er, nachdem er mittlerweile das Gaſtgewerbe im Standorte Nr. 59 
in der Blumauerſtraße erhalten habe, fernerhin nicht auch zum Betriebe 
des Gaſtgewerbes im Standorte Waldeggaſſe Nr. 12 zugelaſſen werde. 

Ueber Recurs des H. beſtätigte die Statthalterei mit Entſcheidung 
vom 19. November 1884, 3. 13.348, das Straferkenntniß mit dem 
Bemerken, daß auch gegen Ludwig A. einzuſchreiten war. 

Dagegen behob ſie den Ausſpruch, daß Recurrent fernerhin zum 
Betriebe des Gaſtgewerbes im Hauſe Nr. 12 Waldeggaſſe nicht mehr 
zugelaſſen werde, als im Geſetze nicht begründet mit der Motivirung: 
„weil es ſich nicht um die Genehmigung einer anzutretenden, ſondern um 
die Entziehung einer bereits genehmigten Pachtung handelt, wozu ein 
geſetzlich ausreichender Grund nicht erwieſen iſt.“ 

Hiebei bemerkte die Statthalterei, daß dem Recurrenten als 
Pächter eines den Ausſchank gebrannter geiſtiger Getränke umfaſſenden 
Gaſt⸗ und Schankgewerbes nach 8 19 G. G. N. nicht eine zweite 
Conceſſion zum Ausſchanke ſolcher Getränke verliehen werden konnte, 
daß jedoch, inſoferne die Gemeindevorſtehung für das Haus Nr. 59 der 
Blumauerſtraße eine ſolche Coneeſſion ertheilt haben ſollte, dieſe letztere, 
nicht aber die Pachtung auf dem Haufe Nr. 12 der Waldeggaſſe 
ungiltig zu erklären wäre. 

Gegen dieſe Entſcheidung überreichte Michael P. bezüglich jenes 
Theiles, welcher ſich auf die Ausſchließung des Pächters H. vom 
Betriebe des gepachteten Gewerbes bezieht, den Miniſteriabrecurs. 

Hierüber fällte das k. k. Miniſterium des Innern unterm 
11. April 1885, 3. 730, nachſtehende Entſcheidung: 

„Mit der Entſcheidung vom 19. November 1884, 3. 13.348, 
hat die k. k. Statthalterei über den Recurs des Philipp H. in L. 
das Straferkenntniß der Stadtgemeindevorſtehuug L. vom 11. October 
1884, 3. 24.614, mit welchem der Genannte wegen Uebertretung des 
§ 55 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 zu einer Geld— 
ſtrafe verurtheilt worden iſt, beſtätigt, dagegen die von der Stadt⸗ 
gemeindevorſtehung gleichzeitig ausgeſprochene Ausſchließung des Philipp H. 
vom pachtweiſen Betriebe des Gaſtgewerbes im Hauſe Nr. 12 der 
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Waldeggaſſe zu L. als im Geſetze nicht begründet behoben, endlich aber 


auch ausgeſprochen, daß, inſoferne dem Philipp H. mit der demſelben 
von der Stadtgemeindevorſtehung für das Haus Nr. 59 der Blumauer⸗ 
ſtraße in L. ertheilten Gaſt- und Schankgewerbsconceſſion auch die 
Berechtigung zum Ausſchanke gebrannter geiſtiger Getränke verliehen 
worden fein ſollte, dieſe Conceſſion als der Beſtimmung des § 19, 
Al. 1 der Gewerbegeſetznovelle widerſtreitend, ungiltig zu erklären wäre. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Inhaber der von Philipp H. 
gepachteten Gaſt⸗ und Schankgewerbsconceſſion Michael P. inſoweit 
den Miniſterialrecurs eingebracht, als mit derſelben die Ausſchließung 
ſeines Pächters vom Betriebe des gepachteten Gewerbes behoben worden iſt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet dieſem Recurſe keine 
Folge zu geben und die angefochtene Entſcheidung in dieſem Punkte 
aus den Gründen der angefochtenen Entſcheidung zu beſtätigen. Inſoweit 
aber weiters mit der angefochtenen Entſcheidung ausgeſprochen worden 
iſt, es wäre unter dem erwähnten Vorbehalte die dem Phillipp H. 
ertheilte Gaſt⸗ und Schaukgewerbsconceſſion ungiltig zu erfären, findet 
das Miniſterium des Innern dieſen Ausſpruch zu beheben und die 
k. k. Statthalterei anzuweiſen, in dieſer Hinſicht vorerſt ſelbſt im eigenen 
Wirkungskreiſe zu verfügen. Es wäre nämlich, abgeſehen von dem Um- 
ſtande, daß aus dem erwähnten Ausſpruche der k. k. Statthalterei 
nicht zu entnehmen iſt, ob die Conceſſion im vollen Umfange, oder nur 
eine der Berechtigungen derſelben, nämlich jene zum Ausſchanke gebrannter 
geiſtiger Getränke ungiltig erklärt werden ſoll, nicht ſtatthaft, der 
Unterbehörde die Annullirung einer Entſcheidung derſelben unter gewiſſen 
Vorausſetzungen aufzutragen, vielmehr war und iſt es Sache der 
Gewerbsbehörde zweiter Inſtanz, den Thatbeſtand vorerſt zu erheben 
und nach Maßgabe desſelben ſelbſt amtzuhandeln. Dieſemnach mußte 
die in Rede ſtehende Weiſung der k. k. Statthalterei von Amtswegen 
behoben und die weitere inſtanzmäßige Entſcheidung auf Grund des 
§ 146 der Gewerbeordnung aufgetragen werden.“ 1 


eee 

Alte und neue Univerſitäts-Statiſtik. Antrittsrede, gehalten zu 
Beginn des Winterſemeſters 1884,85 von Dr. Ernſt Miſchler. Prag, Verlag 
von H. Dominikus, 1885. 32 S. 8. 

In der vorliegenden Rede hat der Verfaſſer den nicht gerade ſeltenen 
Verſuch gemacht, der alten Staatenkunde (Univerſitäts⸗Statiſtik) die vollberechtigte 
Stellung als Wiſſenſchafts- und Univerſitäts⸗Lehrgegenſtand neben der modernen 
(òUniverſitäts⸗) Statiftif zu bewahren. Unſerer Meinung nach war er aber nicht 
glücklicher, als ſeine Vorgänger, denn auch er vermag der Staatenkunde keinen 
beſonderen Inhalt und damit ein neues Leben als Wiſſenſchaft zu verleihen, 
auch er kann nur ſagen, daß es unter Umſtänden zweckmäßig ſei, die Merk— 
würdigkeiten eines Staates im Zuſammenhange zu lehren. Wir find aber durch. 
aus nicht der Anſicht, daß an der Univerſität etwas gelehrt werden ſoll, was 
nicht mehr den Charakter einer Wiſſenſchaft, ſondern den eines Lexikons beſitzt, 
zumal wenn diejenigen Wiſſenſchaften, aus welchen ſich das Lexikon zuſammen⸗ 
ſetzt, ohnedies als ſelbſtſtändige Wiſſenſchaften gelehrt werden. Das iſt nun bei 
der Staatenkunde, da ja auch Staatsrecht, Verwaltungslehre, Staatengeſchichte u. ſ. w. 
gelehrt wird, gewiß in umfaſſender Weiſe der Fall und am allermeiſten nach der 
Auſchauung des Verfaſſers, welcher verlangt, daß die Bevölkerungswiſſenſchaft — 
alſo der einzige wiſſenſchaſtliche Inhalt, welcher der Staatenkunde untergeſchoben 
werden kann — einen beſonderen Lehrgegenftand bilden ſolle. Dieſe Bevölkerungs- 
wiſſenſchaft, welche der Autor auch noch der modernen Statiftif, die er ausſchließ⸗ 
lich als Methode aufgefaßt wiſſen will, gegenüberſtellt, definirt er etwas eng als 
die Wiſſeuſchaft von den typischen Erſcheinungen in der Bewegung der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft nach Zeit, Raum und Geſellſchaftsclaſſen. Es iſt das wohl eine 
prägnante Umgrenzung des Gegenſtandes, aber wir wiſſen nicht, was mit jenen 
typiſchen Erſcheinungen geſchehen ſoll, die man ſonſt in der Bevölkerungslehre, 
oder wie anders die entſprechende Wiſſenſchaft genannt werden mag, vorzutragen 
pflegte, und der Verfaſſer läßt uns über dieſen Zweifel im Unklaren. Es iſt dies 
leider auch der Fall hinſichtlich des naheliegenden Gedankens, warum der Ver⸗ 
faſſer nicht lieber von einer ſtatiſtiſchen Methode und daneben von der Wiſſen⸗ 
ſchafts⸗Statiſtik ſpricht, ſtatt, wie er es thut, von der Methode⸗Statiſtik allein, 
was ſchon mit dem Sprachgebrauche collidirt. Seine Stärke hat der Autor eben 
nicht in derartigem Begründen, ſondern iu der ſchildernden Darſtellung, und da 
anerkennen wir gerne, daß der Bericht darüber, in welcher Richtung die ſtati⸗ 
ſtiſche Methode bedeutende Aufſchlüſſe zu verſchaffen vermöchte, in welch müh⸗ 
ſamer Weiſe jeinerzeit die Vertreter der Staatenkunde ihre Notizen zuſammen⸗ 
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ſuchen mußten, ein ſehr gelungener ift. Ueberhaupt ift die Anlage und Entwicklung [ 3. 1443 Präſ., betreffend die Activirung des neuen Forſtorganismus der politischen 


der Rede eine recht glückliche, was wir gerne zugeſtehen, obſchon wir mit den 
Reſultaten nicht übereinſtimmen können. 


Geſetze und Verordnungen. 


1884. II. Semeſter. 
Landes⸗-Geſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
XV. Stück. Ausgeg. am 30. October. — 23. Kundmachung der k. k. 


dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Auguſt 1884, Z. 16.656, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaften Turie-Markovac und Ridjane in der Gemeinde und 
in dem politiſchen Bezirke Knin. — 24. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 1. October 1884, 3. 19.094, betreffend die Entwaffnung der 
Ortſchaft Busauje, Gemeinde Imoski in dem politiſchen Bezirke Imoski. — 25. 
Kundmachung der k. k. dalmatiniſcheu Statthalterei vom 7. October 1884, 
3. 20.215, betreffend die Verpflichtung der in den Jahren 1863, 1864 und 1865 
geborenen Jünglinge zur Selbſtanmeldung bei der Gemeinde wegen Einſchreibung 
in die Stellungsliſten des Jahres 1885. — 26. Kundmachung der k. k. dal- 
matiniſchen Statthalterei vom 13. October 1884, 3. 20.269, betreffend die Ein⸗ 
hebung einer Auflage von 1 fl. von jedem Hektoliter Wein und von 4 fl. von 
jedem Hektoliter Branntwein und Weingeiſt im Kleinverſchleiße in der Gemeinde 
Teodo, und zwar auf die Zeitdauer von ſechs Jahren. 27. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 16. October 1884, 3. 20.569, betreffend 
die Einhebung eines Steuerzuſchlages zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen 
der Handels- und Gewerbekammer in Raguſa. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 6. December. — 28. Wahlordnung für die 
Handels- und Gewerbekammer in Raguſa. Genehmigt mit dem Erlaſſe des Han— 
delsminiſteriums vom 1. October 1884, Nr. 34.546. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 10. December. 


miniſteriums von 23. October 1884, Nr. 38.269. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 17. December. — 30. Kundmachung der k. k. 
dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. October 1884, Z. 21.793, betreffend die 
Entwaffnung der Ortſchaft Jeſenice, Gemeinde Spalato in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. — 31 Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 13. No⸗ 
vember 1884, 3. 22.674, betreffend die Einhebung der Umlagen für den dal- 
matiniſchen Landesfond für das Jahr 1885. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 22. December. — 32. Geſetz vom 18. No⸗ 
vember 1884, wirkſam für das Königreich Dalmatien, betreffend einen jährlichen 
Beitrag ſeitens der Feuerverſicherungs-Geſellſchaften zu den Koſten der Feuer⸗ 
wehren. 

XX. Stück. Ausgeg. am 30. December. — 33. Geſetz vom 25. November 
1884, wirkſam für das Königreich Dalmatien, womit der § 2 des Landesgeſetzes 
vom 19. Februar 1873 über die Hintanhaltung einzelner ſorſtſchädlicher Handlungen 
abgeändert wird. — 34. Verordnung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
8. December 1884, 3. 24.141, womit die Vergütung für die der Mannſchaft 
auf dem Durchzuge von dem Quartierträger gebührende Mittagskoſt feſtgeſetzt wird. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
1884, I. und II. Semeſter. 

J. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 2. Jänner 1884, 3. 7902, Präſ., betreffend die Dislocation des 
forſttechniſchen Perſonales der politiſchen Verwaltung in Tirol und Vorarlberg in 
Ausführung der Miniſterialverordnung vom 27. Juli 1883 (R. G. Bl. Nr. 137) 
und Eintheilung der Forſtbezirke. — 2. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
5. Jänner 1884, Z. 253— Militär, betreffend die Vergütung für den Mehrbedarf 
der Einrichtung bei der vorübergehenden Einquartierung von zwei Cadet-Officiers⸗ 
Stellvertretern oder zwei Rechnungs⸗Unterofficieren in einem Zimmer. 

II. Stück. Ausgeg. am 14. März. 3. Kundmachung der k. k. Landes- 
vertheidigungs⸗Oberbehörde vom 28. Februar 1884, 3. 1011, betreffend die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Heranziehung jener Landwehrmänner, welchen die Begünſtigung 
des § 27, Abſ. 5 der Wehrgeſetzuovelle zuerkannt wurde, zu den Waffenübungen. 
— 4. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 28. Febrnar 1884, 
Z. 3090, betreffend die Auflaſſung der Zollſtraße auf dem Lech. — 5. Kund⸗ 
machung der k. k. Statthalters vom 7. März 1884, 3. 4606 — Militär, betreffend 
die Beiſtellung der Einrichtungsſtücke von Seite des Beiſtellers einer Kaſerue 
oder Nothkaſerne. — 6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 8. März 1884, 
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29. Wahlordnung für die 
Handels⸗ und Gewerbekammer in Zara. Genehmigt mit dem Erlaſſe des Handels— 
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Verwaltung. 

III. Stück. Ausgeg. am 27. März. — 7. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 24. März 1884, 3. 2387 Präſ., die Theilnahme hierländiger In⸗ 
duſtrieller an der allgemeinen italieniſchen Ausſtellung in Turin betreffend. 

IV. Stück. Ausgeg. am 9. April — 8. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 19. März 1884, Z. 5420 — Handel, betreffend die Durchführung des 
Geſetzes vom 21. März 1883, R. G. Bl. Nr. 37, über die Competenz bei Ueber⸗ 
tretungen des Hauſirgeſetzes. 9. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
28. März 1884, 3.5957 - Militär, betreffend die Entlaſſung von Erſatzreſerviſten 
nach § 17, Punkt 1, 2 und 3 des Wehrgeſetzes ohne Stellung eines Erſatzmannes 
und ohne Leiſtung des Unkoſtenerſatzes. 

V. Stück. Ausgeg. am 5. Mai. — 10. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters vom 18. April 1884, Z. 3148, betreffend die Führung der Fremdenbücher 
und die Meldung der Fremden von Seite der Gaſtwirthe und Unterſtandgeber in 
Tirol und Vorarlberg. 

VI. Stück. Ausgeg. am 18. Juni. — 11. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters vom 18. April 1884, 3. 7510 Militär, betreffend den Zeitpunkt für 
die Aſſentirung der im Wege der zeitlichen Befreinug in die Evidenz der Erſatz⸗ 
reſerve gelangten Wehrpflichtigen, nach Verluſt des Befreiungstitels. — 12. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters vom 4. Mai 1884, 3. 8660 Gewerbe, betreffend 
die Stempelpflichtigkeit der Eingaben um Erfolgung von Bezugsbüchern oder 
Bezugsſcheinen für Sprengmittel. 13. Kundmachung des k. k. Statthalters 


vom 18. Mai 1884, 3. 9750. Militär, betreffend die Competenz für die Zu— 


erkennung der Begünſtigung des 8 25 der Wehrgeſetznovelle an fremde Stellungs— 
pflichtige. — 14. Abdruck von Nr. 74 R. G. Bl. — 15. Kundmachung des k. k. 
Statthalters vom 21. Mai 1884, Z. 6599 — Handel, betreffend die neuen Wahl⸗ 
ordnungen für die Handels- und Gewerbekammern von Inusbruck, Bozen, Rove⸗ 
reto und Feldkirch. 16. Geſetz vom 26. Mai 1884, wirkſam für das Land 
Vorarlberg, womit der § 3 der Landesordnung abgeändert wird. — 17. Geſetz 
vom 26. Mai 1884, wirkſam für das Land Vorarlberg, womit der 8 1 der 
Landtags⸗Wahlordnung abgeändert wird. — 18. Geſetz vom 26. Mai 1884, 
wirkſam für das Land Vorarlberg, wodurch der § 9 der Landtags-Wahlorduung 
abgeändert wird. 19. Kundmachung der k. k. Finanz-Landesdirection vom 
28. Mai 1884. 3 9627, betreffend die Errichtung einer Zollamts-Expoſitur in 
Caſtel Teſino. — 20. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 1. Juni 1884, 
3. 10.608 — Militär, betreffend den Anſpruch der Schüler der Handelsakademien 
zu Chrudim und Linz auf die Einjährig-Freiwilligen-Begünſtigung. 21. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters vom 3. Juni 1884, Z. 10.734 Militär, betreffend 
die Berechnung der Rückſtände und Ueberſtellungen in der Landwehr für den 
Minimal-Ergänzungsbedarf des nächſten Jahres. 

(Fortſetzung folgt.) 

a Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben dem Hof und Miniſterialrathe im Miniſterium des 
Tail, Hauſes und des Aeußern Gabriel Vavrik de Heves das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens taxfrei verleihen. 

„Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Maximilian Ritter von Kurzbeck 
anläßlich deſſen Penſiomirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 
Se. Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
bekleideten Bezirkshauptmann Dr. Franz Lautner zum Statthaltereivathe in 
Steiermark ernannt. 

N Se. Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Joſeph Kochanowski in 
Kimpolung zum Regierungsrathe bei der Landesregierung in Czernowitz ernannt. 

„Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Georg Ritter von Hofmann 
anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Se. Majeſtät haben den Oberbergrath Joſeph Fleiſchans in Prag zum 
Berghauptmanne ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtelevenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden 

mit 500 fl., reſp. 600 fl. Adjutum, bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 153.) 
Regierungs⸗Secretärsſtelle, eventuell Bezirkscommiſſärs⸗ und Regierungs⸗ 
Concipiſtenſtelle in Schleſien, bis Ende Juli. Amtsbl. Nr. 154.) 

Landes ⸗Forſtinſpections⸗(Oberforſtcommiſſärs⸗ Stelle in der achten Rangs⸗ 
claſſe bei der k. k. Landesregierung in Salzburg, mit Reiſepauſchale von 800 fl. 
und Kanzleipauſchale von 60 fl., bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 154.) 

Forſtelevenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz mit 
500 fl. Adjutum, bis 7. Auguſt. Amtsbl. Nr. 156.) 
Bezirksarztesſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Böhmen, bis Ende Juli. 
(Amtsbl. Nr. 157.) 


DHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchriſt ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen II der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


